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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drudesache IV/500 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungs Sache - Az. 10/61 - des 
Heinrich Kindler, Lörrach-Stetten, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4 Deutschen 
Bundestag vom 17. September 1961 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 12. 
Oktober 1961 Einspruch eingelegt und ihn be- 
gründet. 

Er behauptet, 

bei den Stimmauszählungen sei nachweisbar eine 
gültige Stimme für ungültig erklärt worden. 

Er trägt vor, 

er habe der CDU seine Stimme gegeben, verlange 
diese Stimme jedoch zurück, da er die „CDU-Re- 
gierung als Teufelsregierung bekunden" dürfe. 

Sein übriges Vorbringen ist unwesentlich und un- 
verständlich. 

Unter Berufung auf Artikel 1 und 2 des Grund- 
gesetzes beantragt er, die Bundestagswahl für 
ungültig zu erklären. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat bei der Vorprü- 
fung des Wahleinspruchs dem Einspruchsführer 
und den gemäß § 6 des Wahlprüfungsgesetzes 
am Verfahren von Amts wegen Beteiligten nahe- 
gelegt, auf die Anberaumung einer öffentlichen 
mündlichen Verhandlung zu verzichten. 

Dieser Verzicht wurde von allen Beteiligten er- 
klärt. 

Dem Einspruchsführer wurde darüber hinaus na- 
hegelegt, seinen Einspruch zurückzuziehen. Auf 
diese Empfehlung ist er jedoch nicht eingegan- 
gen, hat vielmehr seinen Verzicht auf die Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung ausgesprochen mit dem Bemerken, für ihn 
sei „das Grundgesetz maßgebend in demokrati- 
scher Ordnung und nicht Ihr Wahlgesetz". 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und begründet wor- 
den. 

Der Einspruchsführer war laut amtlicher Auskunft 
im Wählerverzeichnis der Stadt Lörrach eingetragen. 
Sein Einspruch ist deshalb zulässig, aber nicht be- 
gründet. 

Zwar hat der Einspruchsführer behauptet, bei der 
Stimmauszählung sei nachweisbar eine gültige 
Stimme für ungültig erklärt worden, doch hat er 
für diese Behauptung weder Beweise angeboten 
noch Tatsachen vorgetragen, die seine Behauptung 
erhärten könnten. 

Abgesehen davon, daß insoweit eine Nachprüfung 
seiner Behauptung unmöglich ist, würde selbst dann, 
wenn eine gültige Stimme für ungültig erklärt wor- 
den wäre, die Zusammensetzung des Bundestages 
davon nicht berührt werden können. 

Der Einspruch kann daher aus diesem Grunde kei- 
nen Erfolg haben. 

Mit dem Verlangen, seine der CDU gegebene Stim- 
me zurückzuerhalten, kann der Einspruchsführer 
im Wahlprüfungsverfahren keinen Erfolg haben. 
Ein Irrtum über angebliche Eigenschaften einer 
Partei bei der Abgabe der Stimme rechtfertigt nicht 
das Verlangen auf Zurückgabe dieser Stimme. 

Der Einspruch war daher in allen Punkten zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das Rechtsmittel der 
Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht bin- 
nen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses 
unter den in § 48 des Bundesverfassungsgerichts- 
gesetzes angegebenen Voraussetzungen möglich. 
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